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Einleitung 

Ziele und Schwerpunkte der Untersuchung 

Ziel dieser Arbeit ist es, drei grundverschiedene Verfassungsordnungen -
d. h. die griechische, die französische und die deutsche - auf dem Gebiet 
der Gerichtskontrolle der parlamentarischen Geschäftsordnungen (im einzelnen) 
darzustellen bzw. sie zu erläutern, Regelungsmängel und Anwendungsdefizite 
aufzuzeigen und vorteilhafte Strukturen zu skizzieren. Vorrangig wird hiermit 
angestrebt, die Rechtsdiskussion auf nationaler Ebene anzuregen und zugleich 
einen kleinen Beitrag zur Entwicklung eines "gemeineuropäischen Verfassungs-
rechts" auf dem Rechtsgebiet zu leisten. "Der nationale Verfassungsgeber und 
-interpret kann sich aus dem Vorrat an schon verallgemeinerten oder doch verall-
gemeinerungsfähigen Verfassungsprinzipien bereichern ( ... ) er kann dank rechts-
vergleichender Umschau mit Hilfe des Fremden das Eigene lösen"t . 

Anband der Verfassungskontrolle der parlamentarischen Geschäftsordnungen 
wird ferner die Verfassungsgerichtsbarkeit bei der Einhaltung des organisatori-
schen Teiles der Verfassung unter die Lupe genommen; dabei sollen insbesondere 
verfahrenstechnische Gesichtspunkte berücksichtigt werden. Entwicklung, Be-
deutung und Funktion der parlamentarischen Geschäftsordnungsautonomie wer-
den hier ebenfalls auf nationaler Ebene behandelt2• 

Im Epilog erfolgt eine AnalySe des Spannungsverhältnisses zwischen parla-
mentarischer Geschäftsordnungsautonomie und (Verfassungs-) Gerichtsbarkeit, 
betrachtet jedoch aus einer allgemein-theoretischen Perspektive. Spezifische, 
die Rechtsordnungen Griechenlands, Frankreichs und Deutschlands betreffende 
Schlußfolgerungen stehen jeweils am Ende der sich auf sie beziehenden Ausfüh-
rungen in Form von konklusiven Darlegungen bzw. Zusammenfassungen. 

IHäberle, Gemeineuropäisches Verfassungsrecht, in: EuGRZ 1991, S. 269. 
2Um der Wahrung des Gleichgewichts der Untersuchung willen wird die parlamenta-

rische Geschäftsordnungsautonomie und deren Gerichtskontrolle in bezug auf Deutsch-
land lediglich auf Bl;!Ildesebene ermittelt, was auch mit der Bezeichnung Bundesrepublik 
Deutschland in der Uberschrift angedeutet wird. 

2 Theodossis 



A. Parlamentarische Geschäftsordnungen 
im Rechtsgebilde der nationalen Verfassungen -

Der Weg zur Verfassungskontrolle 

I. Parlamentarische Geschäftsordnungen 

Die Parlamente sind Kollegialorgane und haben eine Vielzahl von Mitgliedern, 
deshalb benötigen sie eine organisatorische Grundlage, um ihren Gesamtwillen 
formulieren und ihre Geschäfte akkurat abwickeln zu können. Für ein geordne-
tes Funktionieren des Parlamentsbetriebs sind vor allem schriftlich fixierte Nor-
men nötig, die die innere Ordnung des Parlaments, das Verfahren zur Durchfüh-
rung der parlamentarischen Aufgaben sowie die Disziplin der Parlamentsmitglie-
der regeln. Solche Vorschriften werden dem juristischen Sprachgebrauch folgend 
parlamentarische Geschäftsordnungen genannt!. 

Die Wichtigkeit der parlamentarischen Geschäftsordnungen wird vorweg 
begreiflich, wenn man überlegt, wieviele Entscheidungen im staatlichen Le-
ben eines Parlamentsbeschlusses bedürfen, der nach den Vorschriften der 
Parlamentsgeschäftsordnungen zustandekommen soll. Mit anderen Worten: Die 
parlamentarischen Körperschaften sind dazu berufen, den Gesamtwillen eines 
Volkes Ausdruck zu verleihen, und die Geschäftsordnungen dienen ihnen als 
Hilfsmittel dazu, diesen Willen zu ermitteln. Ein Parlament ohne Geschäftsord-
nung wäre ein anarchisches Gebilde, denn ohne sie wären Störungen und Hem-
mungen im Parlamentsleben unüberwindbar2. Geschäftsordnungsvorschriften 

lObwohl sich die Tennini der griechischen und französischen Rechtsordnung ("K Ck-

lIoll~aJ.tOi TWII Cklln7rpOaW7rEVnK,WII EWj.tOTWII" und ,,reglements des assembl~s 
parlementaires") aus disparaten Rechtsbegriffen zusammensetzen, wird im folgenden -
zwecks Vereinheitlichung der Untersuchung - der deutsche Tenninus "parlamentarische 
Geschäftsordnung" auch als Übersetzung der ausländischen Bezeichnungen verwendet. 
Es ist anzumerken, daß alle drei Fachausdrücke inhaltlich kongruieren. 

2Hierzu vgl. Bollmann, Verfassungsrechtliche Grundlagen und allgemeine verfas-
sungsrechtliche Grenzen des Selbstorganisationsrechts des Bundestages, 1992, S. 48; Haa-
gen, Die Rechtsnatur der parlamentarischen Geschäftsordnung mit besonderer Berück-
sichtigung der Geschäftsordnungen des preußischen Landtags und des Reichstags, 1929, 
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rühren also von der Ratio des Rechts her; sie verfolgen dessen Ziele, bezogen 
allerdings auf das Parlamentsleben. Geschäftsordnungen zielen darauf ab, dem 
Parlament ein bestimmtes, zweckentsprechendes Handlungsverfahren zu ermög-
lichen. Machtmißbrauch wird zwar durch sie aus dem Parlamentsleben nicht aus-
geschlossen; die Geschäftsordnungen als Rechtsnormen stellen aber eine sichtba-
re Schwelle dar, die Überschreitungen manifest macht3• Darüber hinaus werden 
durch sie die Entscheidungen des Parlaments bzw. der Volksvertretung für das 
Volk selbst nachvollziehbar und transparent. 

11. Parlaments- bzw. Geschäftsordnungsautonomie und Verfassung 

Die Parlamente früherer Zeiten haben auf das fortdauernde Eingreifen ande-
rer Staatsorgane in ihre Rechtsetzung bzw. in ihre Angelegenheiten damit rea-
giert, daß sie Anspruch darauf erhoben, ihre Geschäftsordnung im Alleingang 
zu beschließen 1• Diesen Anspruch begründeten die parlamentarischen Gremien 
damit, daß sie spezifische, auf ihren Aufbau zugeschnittene Regelungen bzw. 

S. 3ft'; Haug, Bindungsprobleme und Rechtsnatur parlamentarischer Geschäftsordnungen, 
1994, S. 22; Rösch, Wesen und Rechtsnatur der parlamentarischen Geschäftsordnung, 
1934, S. 2ft'; Schröder, Grundlagen und Anwendungsbereich des Parlamentsrechts, 1979, 
S. 9Off; Vogler, Die Ordnungsgewalt der deutschen Parlamente, 1926, S. 2. / / Prelot, Droit 
parlementaire fran~ais, 1954-56, S. 14ft'. /I Daskalakis, (griech.) Die Rechtsnatur der Sat-
zungen der volksvertretenden Körperschaften, 1937 S. 19ft'. 

3Unter dem Terminus ,,Rechtsnormen" sind hier alle Normen zu verstehen, die 
schriftlich fixiert sind und zwingenden bzw. staatlichen Charakter haben. 

lEingehend dazu s. Achterberg, Parlamentsrecht, 1984, S. 39ft'; Arndt, Parlamentari-
sche Geschäftsordnungsautonomie und autonomes Parlamentsrecht, 1966, S. 18ft'; Boll-
mann, Verfassungsrechtliche Grundlagen und allgemeine verfassungsrechtliche Grenzen 
des Selbstorganisationsrechts des Bundestages, 1992, S. 29 (206ff); Haagen, Die Rechts-
natur der parlamentarischen Geschäftsordnung mit besonderer Berücksichtigung der Ge-
schäftsordnungen des preußischen Landtags und des Reichstags, 1929, S. 5ft'; Pietzcker, 
Schichten des Parlamentsrechts: Verfassung, Gesetz und Geschäftsordnung, in: Schnei-
der/Zeh (Hrsg.) Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, 1989, S. 334, Rn. 3; Rösch, Wesen 
und Rechtsnatur der parlamentarischen Geschäftsordnung, 1934, S. 6ft'; Schröder, Grund-
lagen und Anwendungsbereich des Parlamentsrechts, 1979, S. 201; Stein, Staatsrecht, 
14. Auflage, 1993, § 9 III, S. 74. /I DebbaschIPontier/Bourdonl Ried, Droit constitutionnel 
et institutions politiques, 3. Auflage, 1990, S. 811; HaurioulGicquel, DroH constitutionnel 
et institutions politiques, 7. Auflage, 1980, S. 1067; Parodi, Les rapports entre le Legisla-
tif et l'Executive sous la Cinquieme Republique (1958-1962), 1972, S. 17ft'; Pocher, Le 
Senat, 2. Auflage, 1983, S. 64; PrelotlBoulouis, Institutions politiques et droit consitu-
tionnel, 10. Auflage 1987, S. 630. /I Daskalakis, (griech.) Die Rechtsnatur der Satzungen 
der volksvertretenden Körperschaften, 1937 S. 71ft'; Pararas, (griech.) Die Verfassung von 
1975, Band 11, 1985, S. 198; Saripolos, (griech.) Griechisches Staatsrecht, Band 11, 1915, 
S. 385f; Sgouritsas, (griech.) Griechisches Staatsrecht, Band I, 1959, S. 304f; Tsatsos, 
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